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Landwirtschaftspolitik in der Europäischen Union 
- Rahmenbedingungen und Visionen -* 
Festvortrag von Dr. Joachim Heine, Stellvertretender Generaldirektor der Generaldirektion Landwirtschaft, 
EU-Kommission, Brüssel 
Im Gefolge der letzten BSE-
Krise ist in einigen Mitglied-
staaten der EU eine grundsätz-
liche Reform der Gemeinsa-
men Agrarpolitik (GAP) in der 
Diskussion . Aus verschiedenen 
Beiträgen in der Debatte kann 
man den Eindruck gewinnen, 
dass die bisherige Politik auf-
gegeben und durch etwas 
Neues ersetzt werden soll. 
Nun ist unbestreitbar, dass die 
GAP in ihrer fast 40-jährigen Geschichte zu manchen Ergebnis-
sen geführt hat, die zu Recht Kritik herausforderten; es erübrigt 
sich, auf Details und Verantwortlichkeiten einzugehen. Es wäre 
aber ein Mi ssverständnis und eine Ungerechtigkeit, wollte man 
die Anstrengungen übersehen, die unternommen worden sind, 
um diesen Fehlleistungen abzuhelfen und entgegenzuwirken. 
Die Reform der GAP seit 1992, die in der Agenda 2000 gipfelte, 
hat neue Wege beschritten und neue Möglichkeiten eröffnet, die 
eine entschiedene Abwendung von der Vergangenheit beinhal-
ten. So ist es denn interessant festzustellen, wenn man die der-
zeitigen Aufrufe zur Neugestaltung der GAP daraufhin über-
prüft, was sie an wesentlich neuen Ideen und Ansätzen enthalten, 
dass keine wahrhaft revolutionären Vorstellungen entwickelt 
werden - was vorgeschlagen wird, ist die Nutzung ohnehin be-
stehender Instrumente, aber mit anderen Gewichtungen und Ak-
zenten. Das ist nicht als Nachteil zu werten; denn nach einem 
Worte Willy BRANDTS ist es Aufgabe der Politik, Prioritäten zu 
setzen - und das geschieht auf diese Weise. 
Auch hier werden keine revolutionären Neukonzeptionen vor-
gelegt werden - es scheint vielmehr möglich, auf den gegebenen 
Grundlagen und Rahmenbedingungen aufbauend, zukünftige 
Entwicklungen abzuschätzen. Das ist sicher keine große Vi sion , 
aber wohl immer noch ein Ausblick. 
AGENDA 2000 
Der nahe liegende Ausgangspunkt für Überlegungen zur mögli-
chen Modifikation der GAP sind die Beschlüsse, die 1999 in Ber-
lin für die Agenda 2000 gefasst worden sind . Agenda 2000 war 
von allen Beteiligten als die Gelegenheit zu einer grundsätzli-
chen Neubewertung der GAP verstanden worden , und es wurden 
damit Weichen für eine zukunftsorientierte Landwirtschaft ge-
stellt. 
Zwei Prinzipien liegen den Beschlüssen zugrunde: 
Neuausrichtung der GAP und Budgetrestriktionen. 
Die grundlegende Ausrichtung der GAP soll bestimmt sein 
durch 
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die Realisierung einer „nachhaltigen" Landwirtschaft; „nach-
haltig" im Sinne einer Landwirtschaft, die das Land und die 
Natur so erhält, dass sie den Bedürfnissen unserer Nachkom-
men gerecht werden können; 
den Übergang von einer Agrarpolitik zu einer Politik des länd-
lichen Raumes. Konkret bedeutet dies eine Ausweitung des 
Politikbereiches und eine Verstärkung der Strukturpolitik im 
Rahmen der GAP. Diese wird darin „zweite Säule"; 
die Übernahme größerer Verantwortung durch die Mitglied-
staaten und die Landwirte. Den Mitgliedstaaten werden in ei-
nem allerdings von der Gemeinschaft vorgegebenen Rahmen 
Möglichkeiten zur Differenzierung eröffnet. Zugleich sind die 
Landwirte aufgerufen, sich stärker an den Bedürfni ssen des 
Marktes und der Verbraucher zu orientieren. 
2 Das Agrarbudget wird strengen Restriktionen unterworfen , die 
sein weiteres Wachstum auch bei Berücksichtigung des Bei-
tritts neuer Mitgliedstaaten beschränken . 
Betrachtet man diese Prinzipien und die aus ihnen 
abgeleiteten Einzelentscheidungen näher, so ergeben 
sich bedeutsame Konsequenzen für die Markt- und 
Strukturpolitik im Rahmen der GAP 
1 Schon die Reform von 1992 hatte die Einkommensstützung 
für die Landwirte von den Preisen gelöst und auf direkte Ein-
konm1ensbeihilfen umgestellt. Die Einschätzung der damit er-
zielten Ergebnisse fällt insgesamt positi v aus. Gleichwohl sind 
einige Einschränkungen angebracht: 
die Effektivität der ursprünglich beschlossenen Maßnahmen 
wurde durch Änderungen in den Jahren danach deutlich be-
schnitten; die Produktionsdrosselung hat nicht die ursprüng-
lich erwartete Auswirkung erbracht; 
Produktivitätsstei gerung und Aufweichung der strikten 
Grundregeln fülu·ten zu erneutem Anwachsen der Erzeugung; 
die Erwartungen für eine größere Umweltfreundlichkeit der 
Landwirtschaft haben sich nur begrenzt erfüllt ; die wirtschaft-
lichen Anreize innerhalb der „ersten Säule" waren eben stär-
ker. 
Im Hinblick auf diese Situation hatte die Konmlission für 
Agenda 2000 zunächst einen weiteren spürbaren Abbau der Stüt-
zungsmaßnahn1en vorgeschlagen. Die Beschlüsse haben zwar ei-
nen Abbau gebracht; dieser ging aber wetliger weit als vorge-
schlagen . Auf längere Sicht bleibt es das Ziel, das EU-Preis-
niveau an die Weltmarktpreise anzugleichen. Eine solche An-
gleichung schafft gewiss auf dem Weltmarkt eine bessere Wett-
bewerbsposition für die europäische Erzeugung. Man muss aber 
auch die Konsequenzen für den Binnenmarkt sehen. Mit der 
Prei ssenkung sinkt die Ausfuhrerstattung . Im gleichen Ausmaß 
verschwindet das Bedürfnis für die Protektion gegenüber den 
Einfuhren aus Drittländern, und die Intervention wird - von Son-
derfällen abgesehen - weitgehend gegenstandslos. Alle diese 
Elemente stehen in einem sachl og ischen Zusanm1enhang und 
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zwingen zu der Schlussfolgerung, dass die klassische Markt-
organisation mit ihren Handels- und Interventionsmechanismen 
an Bedeutung verliert. 
Die sich aus dieser Entwicklung ergebende Verschlechterung 
der Einkommenssituation der Landwirte wird durch Ausgleichs-
zahlungen (Einkommenstransfer) wieder aufgebessert. Jedoch 
gleichen die Ausgleichszahlungen schon jetzt die Preisreduktio-
nen nicht in vollem Umfang aus. Diese Entwicklung hin zur Au-
tonomie der Einkommensbeihilfen dürfte sich in der Zukunft 
verstärken, da die Höhe dieser Beihilfen nicht für unbeschränkte 
Zeit von den Preisreduktionen abgeleitet werden kann - erst 
recht nicht, wenn man den Beitritt von neuen Mitgliedstaaten ins 
Auge fasst, bei denen keine vergleichbaren Preisstützungen ab-
zubauen sind. Dazu kommt, dass die Aufteilung der Einkom-
mensbeihilfen - mit gegenwärtig 45 % für den Ackerbau - frag-
würdig ist; sie reflektiert freilich den Abbau der Preisstützungs-
maßnahmen. 
Mit dem Bedeutungsverlust der Marktorganisationen wächst 
zwar die politische Bedeutung der Ausgleichszahlungen; zu-
gleich aber sind diese immer weniger mit (historischen) Produk-
tionsmengen oder -mitteln verbunden: sie sind „abgekoppelt" -
ein Ergebnis, das unter dem Gesichtspunkt der internationalen 
Verpflichtungen als positiv bewertet werden kann. In diesem Zu-
sammenhang ist auch auf eine am 19. Juni 2001 vom Rat ange-
nommene Verordnung (Nr. 1244/2001, Abl Nr. L 173 S. 1) über 
die Beihilfen für Kleinerzeuger zu verweisen; in dieser Verord-
nung, deren Ausgangspunkt allerdings in dem Bemühen um Ver-
einfachung der Regeln zu suchen ist, liegt zum ersten Mal eine 
Beihilfenregelung vor, die vollständig von der Erzeugung unab-
hängig ist. 
In demselben Maß, in dem die Preisstützung abnimmt, ergibt 
sich für den Landwirt die Notwendigkeit, sich mit seiner Erzeu-
gung zu normalen Bedingungen selbst am Markt zu behaupten, 
m. a. W. sich den Verbraucherwünschen anzupassen. In erster Li-
nie bedeutet dies, dass gesundheitlich einwandfreie Lebensmit-
tel angeboten werden müssen. Der gesundheitliche Aspekt ist 
aber nur ein Teil des weit gespannten Qualitätsbegriffs. Über die 
Vorstellungen von „besserer" oder „höherer" Qualität hinaus ver-
binden die Verbraucher heute mit ihren Anforderungen an ein 
Lebensmittel auch Vorstellungen darüber, wo und wie dieses her-
gestellt worden ist. Die Gemeinschaft stellt seit Jahren ein In-
strumentarium bereit, das es gestattet, auf diese Ansprüche ein-
zugehen und dem Verbraucher die Einhaltung der von ihm ge-
wünschten Bedingungen zu gewährleisten. Das gilt z.B. für die 
Herkunft und für gewisse Produktionsmethoden. Was die Her-
kunft anbelangt, gibt es das gemeinschaftliche System der geo-
graphischen Ursprungsangaben (VO 2081192). Daneben haben 
die Mitgliedstaaten das Recht, regionale Erzeugnisse zu fördern, 
sofern die Förderungsbedingungen keine · versteckten Handels-
hemmnisse enthalten. Was die Produktionsmethoden anbelangt, 
sei beispielhaft nur auf die biologische Erzeugung hingewiesen, 
für die ein detailliertes gemeinschaftliches Regelwerk mit eige-
nem Logo besteht, auf das jeder Interessierte zurückgreifen kann; 
die Mitgliedstaaten verfügen im Übrigen über die Möglichkeit, 
im Rahmen ihrer strukturfördernden Programme die Umstellung 
auf die biologische Erzeugung zu unterstützen. 
Einen anderen Weg hat die Gemeinschaft im Bereich der Eti-
kettierung beschritten, indem sie vorgeschrieben hat, dass dem 
Verbraucher offen gelegt werden muss, wo ein Rind geboren, 
gemästet, geschlachtet und ggf. verarbeitet wurde. Diese Rege-
lung gilt vorläufig nur für Rindfleisch; doch soll das Prinzip der 
Rückverfolgbarkeit einer Ware weiter ausgebaut werden. 
Qualität und Transparenz treten also an die Stelle von Sub-
vention und Menge, der einzelne Landwirt und die Mitgliedstaa-
ten an die Stelle der Gemeinschaft. 
2 Während die Bedeutung der Marktorganisationen abnimmt, 
wird umgekehrt die Politik des ländlichen Raumes (Strukturpo-
litik) immer wichtiger. Zwar beträgt ihr Anteil an den Agraraus-
gaben der Gemeinschaft zur Zeit nur 16 % ( 10 % in der Abteilung 
Garantie, 6 % in der Abteilung Ausrichtung des EAGFL); er ist 
aber bestimmt, zu wachsen. 
In ihren Vorschlägen zur Agenda 2000 hatte die Kommission 
eine deutliche Stärkung der Strukturpolitik vorgeschlagen. Im 
Wesentlichen sind diese Vorschläge von den Mitgliedstaaten ak-
zeptiert worden. Ziele der Politik des ländlichen Raumes sind: 
- durch eine umfassende Förderung der Entwicklung des länd-
lichen Raumes Steigerung von dessen Attraktivität und Ver-
besserung der Lebensqualität der Landbevölkerung; 
- die allgemeine Verbesserung der landwirtschaftlichen Struk-
turen, vor allem durch die Förderung innovativer Investitio-
nen; dadurch soll insbesondere die Wettbewerbsfähigkeit der 
im ländlichen Raum ansässigen Betriebe angehoben werden; 
- die Förderung umweltfreundlicher Produktionsmethoden im 
Interesse des Umweltschutzes, des Landschaftsschutzes und 
der Erhaltung der Artenvielfalt. 
Zu diesem Zweck werden strukturfördernde Maßnahmen sub-
ventioniert, insbesondere Investitionsbeihilfen für größere und 
effizientere Betriebe, der Vorruhestand, die Diversifizierung (im 
Sinne einer Diversifizierung der landwirtschaftlichen Erzeu-
gung, aber auch i. S. der Entwicklung anderer Wirtschafts-
zweige: Handwerk, Industrie, Tourismus, andere Dienstleistun-
gen) und eine bessere Ausbildung der Landwirte. Diese sollen so 
befähigt werden, ihre Erzeugung besser auf die Verbraucher-
wünsche auszurichten (Qualitätsproduktion). Unterstützt werden 
weiterhin benachteiligte Gebiete und vor allem die Anstrengun-
gen zum Schutz der Umwelt. Dieser Maßnahmenkatalog ist als 
solcher nicht neu. Aber neu sind die Detailausgestaltung und ins-
besondere der Umstand, dass die Mitgliedstaaten bei der Umset-
zung der Gemeinschaftsregeln nun verpflichtet sind, die Umwelt 
fördernde Maßnahmen vorzusehen, während die anderen Maß-
nahmen nur Optionen sind. 
3 Überhaupt wird in der neuen Regelung den Mitgliedstaaten 
ein großer Ermessensspielraum zugestanden. Freilich gibt es 
eine gemeinschaftliche Rahmenregelung, damit die einzelstaat-
lichen Ausformungen der vorgegebenen Elemente nicht allzu 
sehr auseinanderlaufen. 
Speziell für die umweltschützenden Maßnahmen stehen den 
Mitgliedstaaten verschiedene Wege zur Verfügung: sie können 
die erforderlichen Verhaltensweisen (z.B. zum Schutz von Was-
ser und Boden) obligatorisch ausgestalten. Außerdem können sie 
die Auszahlung von Marktbeihilfen von der Erfüllung von Um-
weltauflagen abhängig machen (sog. „crosscompliance"). Ein 
anderer Weg ist die finanzielle Förderung im Rahmen von regio-
nalen Umweltprogrammen, insofern die geforderten Leistungen 
über die gute landwirtschaftliche Praxis - die von jedem Mit-
gliedstaat zu definieren ist - hinausgehen. Grundsätzlich werden 
diese Subventionen von der Gemeinschaft mitfinanziert. Es ist 
aber auch eine rein nationale Finanzierung möglich, etwa weil 
keine Gemeinschaftsmittel mehr zur Verfügung stehen oder 
wenn der Begünstigte nicht der gemeinschaftlichen Definition 
des Landwirts entspricht. 
Die Kommission hatte noch weiter gehen wollen und zur 
Berücksichtigung sozialer Aspekte nach Einkommenshöhe 
gestaffelte Beihilfen vorgeschlagen. Dieser Vorschlag wurde 
nicht akzeptiert und so nützt die GAP nach wie vor mehr den 
Großen. Immerhin wurde die Möglichkeit der „Modulation" 
geschaffen, d. h. es wird den Mitgliedstaaten erlaubt, (der 
Höhe nach begrenzte) Einsparungen im Marktbereich der 
Strukturpolitik, vor allem für umweltfördernde Maßnahmen, 
zuzuweisen. 
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Aus all dem wird deutlich, dass die Gemeinschaftsgesetzge-
bung in der letzten Zeit dazu tendiert, den Mitgliedstaaten mehr 
Freiräume und größere Entscheidungsfreiheit zuzugestehen. 
Dies lässt sich auch an den Maßnahmen ablesen, die bei der 
jüngsten BSE-Krise für den Rindfleischmarkt ergriffen worden 
sind und die den Mitgliedstaaten verschiedene Marktentlas-
tungsmöglichkeiten angeboten haben. 
Mit diesem großen Ermessensspielraum wird den Mitglied-
staaten zugestanden, regionalen und sozialen Bedürfnissen, in 
einem gewissen Umfang bei politisch heiklen Problemberei-
chen auch der öffentlichen Meinung, Rechnung tragen zu kön-
nen. Soweit dabei dasselbe Ziel auf verschiedenen Wegen er-
reicht werden soll, ist dagegen wenig einzuwenden. Immerhin 
schließt dies die Vorstellung ein, dass die Gemeinschaft ein 
Ziel oder einen Rahmen vorgibt, der einzuhalten ist, damit die 
einzelstaatlichen Ausformungen der vorgegebenen Elemente 
nicht allzu sehr divergieren und sich zu Wettbewerbsverzer-
rungen auswachsen. Wie die Erfahrung zeigt, sind die Mit-
gliedstaaten selbst gegenüber den Vorgängen in einem Partner-
land in dieser Beziehung auch äußerst sensibel; aber nicht jede 
einzelstaatliche Spezialregelung ist schon eine Wettbewerbs-
verzerrung. Diese größere Flexibilität soll nur erlauben, be-
rechtigten Bedürfnissen gerecht zu werden. Auf gar keinen 
Fall sollte man darin den ersten Schritt zu einer Renationali-
sierung der Agrarpolitik erkennen. Eine solche wäre keine be-
grüßenswerte Weiterentwicklung, sondern ein Rückschritt, der 
nur echte WettbewerbsverzeITungen zu provozieren und im 
Extremfall gar protektionistische Handelshemmnisse nach sich 
zu ziehen Gefahr läuft. 
4 Man geht wohl nicht fehl in der Annahme, dass bei den zu-
weilen zu hörenden Argumenten für eine Renationalisierung ge-
wisse budgetäre Vorstellungen mitspielen. Man kann Erwägun-
gen über die Art und Weise der Finanzierung der Agrarpolitik ge-
wiss nicht die Berechtigung absprechen. Die Agrarausgaben der 
Gemeinschaft sind trotz der Reformen ständig gestiegen: 1992 
wurden rd. 30 Milliarden, 2000 rd. 40 Milliarden Euro im Bud-
get ausgewiesen. Ein solcher Vergleich ist jedoch problematisch; 
denn niemand kann sagen, welche Ausgaben 2000 angefallen 
wären, wenn keine Reformen stattgefunden hätten. Die Ent-
scheidungen in Berlin haben jedenfalls der wachsenden Bedeu-
tung des budgetären Aspekts Rechnung getragen und die Höhe 
der Agrarausgaben für die nächsten Jahre spürbar begrenzt, dies 
auch unter Berücksichtigung des Beitritts neuer Mitgliedstaaten. 
Das Bemühen, das Budget nicht weiter anwachsen zu lassen, 
dü1fte auch dazu beigetragen haben, die Preissenkungen nicht 
allzu drastisch auszugestalten, weil sie sonst höhere Ausgleichs-
zahlungen nach sich gezogen hätten. 
Im Zusammenhang mit dem schon erwähnten System der völ-
lig entkoppelten Beihilfezahlungen an kleine Landwirte ist auch 
die Überlegung geäußert worden, derartige Zahlungen in den Be-
reich Ausrichtung des EAGFL zu übernehmen. Es ist nicht mög-
lich, hier auf die Details einer so ausgestalteten Lösung einzuge-
hen. Aber bei einer solchen Hypothese erscheinen manche Dinge 
in einem ganz anderen Licht, weil im Bereich Ausrichtung der 
Grundsatz der nationalen Kofinanzierung gilt. 
Es gehört in diesen Zusammenhang, auf die unter dem Ein-
fluss des Europäischen Rechnungshofes immer strenger ausge-
stalteten Kontrollen bei den Gemeinschaftsausgaben hinzuwei-
sen. Es ist durchaus folgerichtig, wenn die Ausgaben für die GAP 
beschränkt werden, darauf zu achten, dass keine fehlerhaften 
Zahlungen vorgenommen oder gar unberechtigte Leistungen er-
schlichen werden. Deshalb lässt sich in der gemeinschaftlichen 
Rechtsetzung der letzten Jahre eine Verstärkung der Kontroll-
und Sanktionsmechanismen ablesen; die Gemeinschaftsregeln 
werden in dieser Beziehung immer strikter und detaillierter. 
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Trotz aller Beschwörungen der Deregulierung und Vereinfa-
chung ist in dieser Beziehung für die Zukunft schwerlich ein 
Wandel zu erwarten. Aus dem Europäischen Parlament war kürz-
lich sogar der Wunsch zu vernehmen, ein europäisches Sankti-
onssystem zu etablieren; dahinter verbirgt sich die Entrüstung 
darüber, dass einige Mitgliedstaaten immer noch gegen Schädi-
gungen des Gemeinschaftsbudgets weniger entschieden ein-
schreiten als gegen die des nationalen. 
Es ist unverkennbar, dass diese verschärften Kontrollen und 
Kontrollvorschriften von Seiten der Gemeinschaft bei den natio-
nalen Verwaltungen gewisse Widerstände auslösen. Darüber hin-
aus führen die Anlastungen im Kontenabschlussverfahren durch 
den EAGFL zusammen mit möglichen nationalen Regressan-
sprüchen zu einer gewissen Verunsicherung der nationalen Be-
amten, die vor der Entscheidung schwieriger Fälle zurück-
schrecken. Dadurch werden die Verwaltungsverfahren ver-
langsamt, und die Umsetzung des Gemeinschaftsrechts wird 
schwerfälliger. Wenn aber die Mitgliedstaaten über mehr Ent-
scheidungsbefugnisse verfügen möchten, muss man auch an die 
Entscheidungsfreudigkeit der nationalen Verwaltungen appellie-
ren, auch dort, wo sie von der Gemeinschaft im Detail kontrol-
liert werden. 
Internationale Verhandlungen und Beitritt neuer 
Mitgliedstaaten 
1 Die bisher dargestellten Orientierungen, die sich aus den Be-
schlüssen der letzten Jahre ablesen lassen, können wie folgt zu-
sammengefasst werden: 
allmählicher Abbau der Marktorganisationen; 
Einkommensförderung durch (mehr und mehr abgekoppelte) 
direkte Einkommensbeihilfen; 
Verstärkung der Politik des ländlichen Raumes, um eine nach-
haltige, dem Schutz der Umwelt und der Tiere verpflichtete 
Landwirtschaft zu fördern, die wettbewerbsfähig und markt-
orientiert, d. h. entsprechend den weitgefächerten Verbrau-
cherwünschen produziert; 
mehr Freiheit und Verantwortung für die Mitgliedstaaten und 
die Erzeuger; 
Verbesserung der Verbraucherinformation; 
Budgetrestriktionen. 
2 Sind diese Elemente einerseits in der Lage, den Anforderun-
gen an eine neu gestaltete Agrarpolitik zu entsprechen, so sind sie 
andererseits auch geeignet, die Position der EU in den anstehen-
den WTO-Diskussionen zu verbessern. Mit den Beschlüssen der 
Agenda 2000 hat sich die Gemeinschaft gleichsam das Rüstzeug 
geschaffen, mit dem sie in den WTO-Gremien ihre Vorstellungen 
verteidigen wird. 
Artikel 20 des Abkommens über die Landwirtschaft sieht die 
Fortsetzung der früheren Verhandlungen mit dem Ziel einer wei-
teren Senkung des internen Stützungsniveaus vor. Damit ist das 
Ergebnis vorprogrammiert- es geht gar nicht mehr um das „Ob", 
es geht nur um das „Wie viel". Die Haltung der Gemeinschaft hat 
Kommissar FISCHLER bei einer Tagung der CAIRNS-Staaten wie 
folgt umrissen: Die EU ist flexibel und den Wünschen dieser 
Staaten gegenüber aufgeschlossen, aber unter der Bedingung, 
dass: 
die spezifischen Bedürfnisse der EU respektiert und die Mul-
tifunktionalität der europäischen Landwirtschaft anerkannt 
werden; 
wenn man über die Senkung oder den Abbau von Ausfuhrer-
stattungen spricht, auch andere Formen der Exportförderung 
(z.B. durch fiskalische Mittel) in die Diskussion einbezogen 
werden; 
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Einfuhren aus den besonders entwicklungsbedü1ftigen Dritt-
ländern von Einfuhrbelastungen freigestellt werden ; 
andere Elemente in die Disku ss ion einbezogen werden: Ge-
sundheitsschutz, Tierschutz, Umweltschutz und Qualität der 
Erzeugnisse. 
Gerade im Hinblick auf den Gesundheitsschutz prallen die Mei-
nungen mitunter hart aufeinander - man denke nur an den Hor-
monstreit und die Diskussion um geneti sch modifi zierte Orga-
nismen. Das Prinzip ist an sich e infach: nur wissenschaftlich be-
gründete handelsbeschränkende Maßnahmen bei der Einfuhr 
zum Schutz der Gesundheit von Mensch , Tier und Pflanze sind 
keine verbotenen Handelshemmnisse. Was allerdings als wis-
senschaftlich begründet gelten darf, ist ni cht immer unstreiti g. 
Die Gemei nschaft besteht auf dem Vorsorgeprinzip, bemüht sich 
aber zugleich , durch ihre Mitarbeit bei den internationa len Orga-
ni sationen, die Standards definieren (Codex alimentarius, OIE), 
zur Ausarbeitung allgemein anerkannter Rege ln beizutragen. 
Es ist deutlich, dass diese Vorstellungen dem konform gehen, 
was sich nach den Beschlüssen zur Agenda 2000 als die Richtung 
der GAP abzeichnet. Gleichwohl ist das Ergebnis der WTO-Ver-
handlungen durchaus offen; die CAIRNS-Gruppe drängt auf 
möglichst raschen und völligen Abbau der internen Stützungs-
maßnahmen und der damit verbundenen Exporterstattungen; die 
Multifunktionalität ist für sie nur ein Vorwand für protektionisti -
sc he Maßnahmen. Die EU wird von 29 Drittl ändern unterstützt 
- ei'ne geringe Anzahl im Verglei ch zur Gesamtheit der teilneh-
menden Staa ten. 
3 Auch der Beitritt neue r Mitg liedstaaten nötigt nicht zu einer 
Revision der GAP. Grundsätzlich gilt, dass die neuen Mitglied-
staaten den „acquis communautaire" zu übernehmen haben, d . h. 
das zum Zeitpunkt des Beitritts bestehende Regelwerk. Ohne 
dass die Verhandlungen über di e Agrarpolitik bereits in die ent-
scheidende Phase eingetreten wären , lässt sich jetzt schon sagen , 
dass im Prinzip - unter Verzicht auf das kl ass ische Schema einer 
Übergangszeit mit allmählichen Prei sanpassungen (Ü bergangs-
lösungen für andere Zwecke sind durchaus denkbar) - dem Vor-
bild des letzten Beitritts (Österreich, Finnland, Schweden) ge-
folgt werden dü1fte, wonach mit dem Beitritt ein gemeinsamer 
Markt mit freiem Warenverkehr geschaffen wird. Daraus folgt 
logi sch, dass gleiche Preise gelten. Die daraus von manchen ge-
folgerte Gefalu· von Produktionsanreizen sollte nicht überschätzt 
werden; das reduzierte Produktionspotential und das noch un-
zulängliche Know-how zur Erzeugung vergleichbarer Qualitäten 
dürften zu Beginn kaum Gefahren für den Gemeinschaftsmarkt 
aufkommen lassen. 
Nötig werden vor allem strukturelle Anpassungen sein , über 
den landwirtschaftlichen Bereich hinaus (Bodeneigentum, Ban-
kenwesen , Verwaltung) . Im landwirtschaftlichen Bereich könnte 
sieb für die Basisprodukte eine Polari sierung der Strukturen er-
geben: e inerseits eine 'subsisten zwirtschaft mit sehr kleinen Be-
trieben , die auf Mark.'tsignale gar nicht reagiert , andererseits 
Großbetriebe. Im Verarbeitungsbereich müssen die hygienischen 
Bedingungen und das Know-how verbessert werden, um gegen 
den Wettbewerb aus den alten Mitgliedstaaten zu bestehen. Ähn-
liches g ilt für die Vermarktung. Zur Unterstützung der notwen-
digen strukturellen Anpassungen trägt di e Gemeinschaft schon 
jetzt mit etwa 500 Mio. Euro jährlich bei („SAP ARD" - mit sehr 
sttikten Anforderungen). 
Es ist bekannt, dass die Problembereiche im Gesundheitswe-
sen und bei der Anwendung von „Ausgleichszahlungen" (dü·ek-
ten Einkommenstransfers) und den Quotenrege lungen liegen 
werden. Solien dieselben Beihilfen bezahlt werden wie in den al-
ten Mitgliedstaaten - obwoh l es keine vergleichbaren Preissen-
kungen gegeben hat? Auf welcher Grundlage soll en Produkti -
onsquoten festgesetzt werden? 
Es ist zu früh , um auf diese Fragen zu antworten ; die Gemein-
schaft hat ilue Verhandlungsposition noch nicht definiert und di e 
Ergebnisse der Verhandlungen müssen abgewartet werden. Auf 
Dauer ist eine unterschiedliche Regelung nicht möglich; Kom-
missar FISCHLER hat einmal als mögliche Übergangslösung vor-
geschlagen, die für die Einkommensbeihilfen anzusetzenden Be-
träge zunächst für strukturverbessemde Maßnahmen einzuset-
zen. Diese Strukturverbesserungen müssten sich natürlich nach 
denselben Prinzipien ausrichten wie in den „alten" Mitglied-
staaten . 
Schluss 
Wie schon eingangs hervorgehoben , sind die bereits in der 
Agenda 2000 angelegten Orientierungen durchaus in der Lage, 
der Landwirtschaft der EU neue und tragfähige Orientierungen 
zu liefern. Weder die WTO-Verhandlungen noch der Beitritt 
neuer Mitgliedstaaten nötigen zu einer Neubewertung. Die in der 
Diskuss ion über eine neue Ausrichtung der GAP vorgelegten 
Vorschläge lassen sich mit den existierenden Instrumenten und 
Methoden realisieren. Es genügt, andere Schwerpunkte zu set-
zen. Was nötig ist, ist der gemeinsame politische Wille der Mit-
gliedstaaten . 
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